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Krisenbilanz der Sozialversicherung

Die „Reform" der deutschen Sozialversiehe-

ung begann Mitte 1930. Fast jede NotVO.

widmete sich diesem „Reformwerk", dessen

Grundzug sich vollkommen entsprechend der

furchtbaren Wirtschaftskrise gestaltete, lieber

<lie allgemeine Wirkung von Arbeitslosigkeit,
Kurzarbeit und Lohnabbau stellt das RVA. in

meinem Bericht für 1930 fest: Die Beiträge
n allen Zweigen der SV. (außer AlVers.)

ingen im Jahre 1930 von 4,1 auf 3,8 Milliarden

Reichsmark zurück, die Vermögens-
Erträgnisse stiegen zwar im allgemeinen
och etwas an, aber nicht mehr in dem in

früheren Jahren verzeichneten Maße. Die Ge¬

samteinnahmen beliefen sich auf rund

4,2 gegen 4,5 Milliarden Reichsmark im Jahre

1929. Die Gesamtausgaben hatten mit

J,7 Milliarden die gleiche Höhe wie 1929 er¬

reicht, jedoch sind bei den einzelnen Zweigen
starke Abweichungen festzustellen. Die finan-

eile Entwicklung der SV. im Jahre 1931 läßt

ch heute noch nicht vollkommen übersehen.

Jedoch: das Anhalten der Arbeitslosigkeit auf

Rekordhöhe, der starke Lohnrückgang auf der

nen Seite, die weiteren Reformmaßnahmen,
l. h. Senkung der Leistungen und Aufwendun-

n zum anderen, drücken sehr deutlich die

Tschärfung der Krisenlage in der SV. aus.

Im Jahre 1930 sanken die Ausgaben der

ranken Versicherung (ohne Ersatz-

.ssen) um rund 200 Millionen Reichsmark;

ae Folge der ersten NotVO. Diese Abnahme

'er Gesamtausgaben ging vorwiegend auf

>sten der Versicherten und war sogar stärker

s der durch Arbeitslosigkeit, Lohndruck und

itragssenkung bewirkte Einnahmerückgang,
iß der Ueberschuß noch anwachsen

tonnte. Die Gesamteinnahmen sind M

109,2 Millionen Reichsmark im Jahre 1929 auf

Millionen Reichsmark im Jahre 1930,

um 8,9 v. H. gesunken. Die Gesamtaus¬

ben beliefen sich im Jahre 1^30 auf 1799,6
Millionen Reichsmark gegen 2008,5 Millionen

Reichsmark im Jahre 1929 (Abnahme 10,4 v. H.).

Irisgesamt wurden 1930 von den reichsgesetz-
en Kken 20.3 Millionen Mitglieder gegen

M. Bergmann, Berlin

rund 21 Millionen im voraufgegangenen Jahre

gezählt. Der Mitgliederrückgang im Jahre 1931

wird mindestens ebenso stark gewesen sein, da
die Aussteuerungen aus der AlVers. und Kri¬

senfürsorge besonders stark zugenommen

haben. Beachtenswert ist ferner der starke

Rückgang der vom Statistischen Reichsamt

festgestellten Krankenziffer, offenbar keine

Folge eines verbesserten Gesundheitszustandes

der Arbn., sondern fast ausschließlich durch

die NotVO. bewirkt. Der zahlenmäßig aus-

gewiesene Krankenstand blieb im Jahre 1931

(mit schätzungsweise 3,2 v. H. der Versicher¬

ten) unter den schon an sich bisher unerreich¬

ten niedrigen Zahlen 1930 (3,4 gegen 4,2 v. H.

im Jahre 1929). Das Jahr 1930 brachte ferner

im ganzen 8,65 Millionen mit Arbeitsunfähig¬
keit verbundene Krankheitsfälle (gegen
12,41 Millionen im Jahre 1929) und 236,4 (293,9)
Millionen Krankheitstage. Wichtig ist aber,
daß die durchschnittliche Krankheitsdauer 1930

von 23,7 Tagen auf 273 gestiegen ist. In dieser

Tatsache kommt eine der gefährlichsten Aus¬

wirkungen der Reformmaßnahmen zum Aus-

druck. Durch die Einführung der Kranken¬

schein- und der Rezeptgebühr sowie durch die

Verschärfung der Bestimmungen für den Bezug
von Krankenhilfe scheuen die Kranken den

rechtzeitigen Weg zum Arzt oder lassen sich

nicht arbeitsunfähig schreiben. Schließlich

führt diese Erscheinung zu einer Verschlimme¬

rung des Krankheitszustandes, die Krankheits-

dauer steigt und die Krankenhauspflege macht

sich notwendiger als früher. Die letzte NotVO.

wirkt hier noch verschärfend.

Die Unfallversicherung steckte schon

im Jahre 1^30 im Defizit, obwohl sich hier ein

eigentlicher Fehlbetrag infolge der Deckun

durch das Umlageverfahren schwer bemerkbar

machen kann. Dennoch ist die UV. mit ihren

Vergütungen an die Reichspost mit rund

13 Millionen Reichsmark im Rückstand. Die

Gesamtausgaben betrugen 1930 mit 429 Mil-

nen Reichsmark etwa 4,5 v. H. mehr ah

1929 und werden im Jahre 1931 auf schätzungs¬
weise 420 Millionen zurückgegangen sein.



Wenn man bedenkt, daß die Gesamtausgaben

der UV. auch früher nicht sonderlich an¬

stiegen, jetzt sogar fallen, so zeigt es sich, daß

die schwierige Finanzlage in erster Linie auf

das System der Kostenaufbringung zurückzu-

thren ist. Besonders die La*. landwiit-

haffliehen BGen. ist vornehmlich durch die

beitragsscheu der Landwirte verursacht. Der

Umfang der UV. ist 1930 mit rund 27 Mil¬

lionen Versicherten nur etwas geringer als

1929 und etwas höher als 1928 gewesen. Die

//ihl der gemeldeten Betriebsunfälle ist wesent¬

lich zurückgegangen, und zwar von 1,41 auf

1,17 Millionen oder um 17,15 v. H.; eine Aus¬

ahme bildet hiervon die Entwicklung der Un¬

fallziffer in den landwirtschaftlichen BGen., wo

sich die bisherige Aufwärtsbewegung der Un-

llmeldungen wenn auch in stark ab¬

geschwächter Form (ein Zugang von nur

0r5 v. H.) — fortgesetzt hat. Auch die Zahi

r tödlichen Unfälle ist gesunken, dagegen

st ihr Anteil an den überhaupt gemeldeten

Unfällen im Gesamtdurchschnitt von 6,06 v. T.

if 6,83 im Jahre 1930 gestiegen.

Nachdem in der UV. eine Senkung der Auf¬

wendungen durch Kürzung der Personalaus-

traben (NotVO. vom 1. Dezember 1930 und

5. Juni 1931) und Wegfall der kleinen Renter»

(rtwa 400 000) eingetreten ist, kann mit einer

ken Entlastung rler reichsgesetzlichen UV.

schon lür das Jahr 1932 gerechnet werden.

Im Jahre 1931 schloß die Invaliden ver-

icherunif zum sten Ma! mit einem

Defizit ab, das auf rund 220 Millionen Reichs¬

mark gescliätzt wird, so daß eine Verringe¬

rung des Reinvermögens um diesen Betrag

^getreten ist. Im Jahre 1930 konnten noch

1,126 Milliarden Reichsmark vereinnahmt und

1.071 Milliarden Reichsmark verausgabt, somit

ein kleiner Ueberschuß von rund 55 Millionen

verzeichnet werden. Noch weniger als bei dei*

äderen Zweigen der SV. läßt sich bei der

InvV. voraussehen, in welchem Maße die Be¬

stimmungen der letzten NotVO. die erwartet

finanzielle Entlastung bringen werden. Der

Abau der Leistungen wird noch weiter über¬

holt werden von dem scharfen Rückgang der

Beitrugst- innahmen und von den Anforde¬

rungen, ie trotz NotVO. fortgesetzt an¬

steigen. Beachtenswert fi die hwierige

Lage, in der sich die InvV. befindet, ist die

latviche, daß (nach einer tür 1931 geführten

vorläufigen Monal aisiik) der bare Kassen -

bestand aller Traget det InvV. sogar weniger

\a eine halbe Million bc-tragt (November 1931

403 000 RM.). Wenn von den amtlichen Stellen

Fehlbetrag für I9B auch nur auf 200 Mil¬

anen berechnet wird, so scheint man diesen

( Optimismus nur zu hegen, um das Verhalte

s Reiches zu begründen, das sich weigert,

Reichssch sungen, die inerzeit von

rlen LVA. an Stelle baren Geldes übernomm*

wurden und erst 1935 fällig werden, umzu¬

tauschen. Ueberhaupt wird man der Finanz¬

krise der InvV. nicht begegnen können, wenn

nicht mit allen Mitteln die Vermögenswerte

flüssig gemacht und zur Deckung der jähr¬

lichen Defizite herangezogen werden. Sie hat

noch ein Reinvermögen von annähernd 1,5 Mil¬

liarden Reichsmark. Wenn das Reich nicht

von sich aus Zuschüsse zur Defizitdeckur

leisten kann, so bleibt kein anderer Weg als

rlie Verwendung der Vermögensanlagen.

Die knappschaftliche Pension^

Versicherung verzeichnete schon 1930

den größten Fehlbetrag von allen Zweigen

der SV.: 35 Millionen Reichsmark in der

Arbeiter-, 3 Millionen Reichsmark in der

Angestelltenpensionskasse. In den Monaten

Januar bis Juli 1931 entstand trotz erneutei

Zuschüsse des Reiches ein Defizit von 22,2 Mil¬

lionen in der Arbeiter- und von rund 3 Mil¬

lionen in der Angestelltenpensionskasse. An

Beiträgen gingen in der Arbeiterpensionskasse
1930 123,8 Millionen Reichsmark gegen 164

Millionen Reichsmark 1929 ein (Rückgang etwa

25 v. H.). Wenn auch ab Juni 1931 erhebliche

Beitragserhöhungen und Leistungskürzungen

vorgenommen wurden, hat das Anwachsen der

Entlassungen, der Feierschichten und des Lohn¬

abbaues die weitere Verringerung der Bei¬

tragseinnahmen bewirkt, so daß doch wieder

mit Fehlbeträgen gerechnet werden muß. Dazu

kommt, daß es Anfang September 1931 etwa

7200 Leistungsempfanger mehr waren als Ende

1929, hingegen ist die Zahl der Mitglieder in

der gleichen Zeit um rund 75 000 zurück¬

gegangen.

Auch die Angestelltenversicherun
die immerhin die günstigste finanzielle Ent¬

wicklung durchmacht und noch erhebliche

Ueberschüsse verzeichnen kann, blieb von dem

Druck der Krise nicht verschont. Bis 1930 hielt

die fortgesetzte Zunahme der Beitragsein¬

nahmen an, gegen 1929 betrug sie noch 13 Mil¬

lionen Reichsmark. Erstmalig im Jahre 1931

ist, wie der vorläufige Bericht des Direktoriums

der RfA. zeigt, eine rückläufige Bewegung der

Beitragseinnahmen und damit der Vermögens

bildung festzustellen. Die Beitragseinnahmen

betrugen 1931 nach der offiziellen Schätzung

342 gegen 385 Millionen Reichsmark im Vor¬

jahr^ die Gesamteinnahmen werden mit 507

gegen 512 Millionen Reichsmark im Jahre 1930

berechnet. Stärker wirkt sich die Zunahme der

Ausgaben aus. Die Gesamtausgaben werden

für 1931 auf 261 Millionen Reichsmark ge¬

schätzt gegen 189 Millionen Reichsmark im

Jahre 1930. Die jährliche Rücklage sinkt somit

von 323 auf 246 Millionen Reichsmark, also um

mehr als 20 v. H. Für die AngV. liegt auch der

Voranschlag für 1932 vor. Danach wird eir.

Beitragseinnahme von 312 Millionen Reirh

ee



mark und eine Gesamteinnähme von 474 Mil-

nen Reichsmark (gegen 1931 6 v. H. weniger)

wartet. Auf der Ausgabenseite wurden für

Rentenleistungen 242 Millionen Reichsmark

gesetzt, etwa 15 v. H. mehr als im Vorjahre.

ichsarbeitsminister Stegerwald hat kürzlich

in der „Sozialen Praxis" weitere Abbaumaß-

,ihmen zur Sanierung der SV. angekündigt,
bei es sich angeblich vorwiegend um ver¬

waltungstechnische Maßnahmen handeln soll.

Die Arbeitnehmerschaft hat nichts gegen eine

wirkliche Verwaltungsreform, wenn damit zu¬

gunsten der Versicherten Kosten erspart

bleiben; sie muß sich aber entschieden wenden

gegen Maßnahmen, die den Ansätzen zur

Selbstverwaltung gerade entgegenwirken oder

durch Verschlechterung des Verwaltungs¬

apparates die Versicherten treffen können.

Arbeitslosenbeiträge und Arbeitslosen¬

unterstützung
In der Kk. beruht der Unterstützungsanspruch

m der Regel auf dem versicherungspflichtigen

BeschäftigungsVerhältnis. Er ist unabhängig

von der Melde- und Beitragspflicht des Arbg.

Unterlassene Meldui\gen und Beitragszahlungen
haben keinen Einfluß auf die Ansprüche der

>icherungspflichtigen Beschäftigten. Nur die

n s t ä n d i g Beschäftigten sind von dieser

Regel ausgenommen. Ihre Kassenmitgliedschaft

beginnt erst mit der Eintragung in das Ver-

•ichnis. Haben sie in den letzten 26 Wochen

Of der Erkrankung ihre Beitragsteile nicht

^richtet, so erhalten sie nur Krankenpflege.
Das Sterbegeld darf in einem solchen Falle

«» RM. nicht übersteigen (§§ 442, 452 RVO.).

Diese Ausnahmevorschriften für die unständig

»»schäftigten erklären sich daraus, daß sie

keine Arbg. haben, die für sie Melde- und Bei¬

tragspflichten erfüllen.

Allerdings kann das VA. auch für andere Ver¬

sicherungspflichtige anordnen, daß sie, wenn

r Arbg. sich in einem Zwangsbeitreibungs-
\erfahren als zahlungsunfähig erwiesen

it, ihre eigenen Beitragsteile selbst an die

isse abführen ($ 398 RVO.). Die Nichterfül-

ig dieser Zahlungspflicht hat jedoch keine

chteiligen Folgen für die Versicherten. Ihr

t'Tstützungsanspruch bleibt trotzdem in

'llem Umfange bestehen. Die Kk. hat nur

is Recht, Barleistungen auf geschuldete Bei¬

ige aufzurechnen. Handelt es sich um Kran¬

kengeld, dann darf der Anspruch lediglich bis

r Hälfte aufgerechnet werden (§ 223 RVO.).

<is gilt auch für das Wochen- und Still^eld.

Wenngleich der Gesetzgeber bei der Ein-

'•ränkung der Aufrechnungsmöglichkeit das

"ochen- und Stillgeld nicht ausdrücklich ge-

mnt hatr so wird man doch der E. des VA-

dau vom 14. April 1916 (Arbeiter-Ver-

l 1916 S. 323) folgen und auch die Hälfte

V chen- und Stillgeldes als aufrechnungs-

bezeichnen müssen (vgl. Hahn-Kühne, An-

: kung 4 zu § 223 RVO.).
MVers. fst inzwischen einen anderen Weg

j ingen. Sie l>estimmt zwar durch die

104 105 AVAVG., daß die Höhe der Alu.

Lohnklassen geregelt wird, rlie sich aus

m Durchschnitts ver die nst einer Lw

Gustav Wasewitz, Berlin-Friedrichshagen

timmten Zeitspanne ergeben, hat aber dem

§ 105 durch die NotV.en vom 26. Juli und

1. Dezember 1930 anfügen lassen:

Soweit io dem Zeitraum, der nadi Abs. 2 maßgebend

Ift, eine versieherangspfliditige Beschäftigung l>estandcn

hat, darf fiir die Zagehörigkeit zur Lohnklasse kein

höherer Betrag zugrunde gelegt werden, als der Grund¬

lohn, der hei der Entrichtung der Beitrage zur Reichs¬

anstalt nadi i 150 zugrunde gelegt war. War der

\rbeitnehmer damals infolge ron Kurzarbeit Lohn¬

kürzungen unterworfen, so tritt an die Stelle ein-

geringeren Grundlohns, der der Bemessung zugrunde

gelegt war, der Grundlohn, der der Bemessung ohne

die Lohnkürzung zugrunde gelegt worden wäre.

Y in geringerer Betrag als der, den der Arbeitgeber beim

Abzug des Beitrages \om Arbeitsentgelt zugrunde gelegt
hat. darf auch nach Abs. 3 nicht für dic Zugehörigkeif
/ur Lohnklasse zugrunde gelegt werden

Damit hat die AlVers. den früheren Grundsatz,

daß sich die Höhe der Unterstützung nicht nach

den Beitrügen, sondern nach dem Arbeitsentgelt
richtet (E. des RVA. vom 21. Februar 1928, AN.

1928 S. 119), verlassen. Sie macht die Höhe der

Alu. jetzt auch von der Beitragszahlung
abhängig und will dadurch die vielfach fest¬

gestellten Beitragsausfälle durch Unterversiche¬

rungen verhindern oder mindestens Leistungen
und Beiträge aufeinander abstimmen. Das ist

ohne Mitwirkung der Einzugstellen nicht mög¬

lich. In Zweifelsfällen müssen deshalb die

Kken. den AAe. notwendige Angaben über

Arbeitsentgelt, Grundlohn und Beitragszahlun¬

gen machen (E. des RVA. vom 5. November

1931, Amtl. Nachr. 1932 S. 24).

Der erste Zusatz (§105 Abs. 3 AVAVG.) Im

stimmt, daß für die Festsetzung der Lohn¬

klassen auch der Grundlohn zu beachten ist,

nach welchem die Arbeitslosenbeitrüge ent¬

richtet worden sind. Hatte ein Versicherte

in den letzten 2ö Wochen vor seiner Arbeits¬

losigkeit einen festen Wochenlohn von 49 RM.,

so müßte er nach dem Einheitslohn der Lohn¬

klasse IX unterstützt werden, die einen Wochen¬

entgelt zwischen 48 und 54 RM. umfaßt. Sir.'i

aber für diesen Versicherten nur die Arbeits-

losenbeiträire nach einem täglichen Grundlohn

von 6 RM. = 42 RM. wöchentlich entrichtet

worden, dann ist ihm die Hauptunterstützung
iiur nach der Lohnklasse VII zu gewähren, die

für Wochenlöhne zwischen 36 und 42 RM gilt.
Auf diese Weise soll <ler Versicherte an der

Volkst. 67



ordnungsmäßigen Entrichtung seiner Arbeit

losenbeiträge interessiert werden. Er muß des¬

halb darauf achten, daß die ihm vom Lohn

oder Gehalt gekürzten Beiti Bgatefle dem

satzungsmäßigen Grundlohn seines Arbeits¬

entgelts entsprechen und das Notwendige ver¬

fassen, wenn sie geringer sind. Gehört der

Versicherte einer Ersatzkasse an, dann hat er

selbst für che richtige Beitragszahlung zu

sorgen.

Nun komnit es aber nicht selten vor, dafi der

Arbg. seinen Beschäftigten die Beitragsteile in

itzungsmäßiger Höhe von dem Arbeitsentgelt
einbehält, der Kk. aber einen geringeren
oder überhaupt keinen Beitrag überweist. Für

diese Fälle ist die zweite Ergänzung (§ 105

Abs. 4 AVAVG.) geschaffen worden. Sind dem

Versicherten, der einen Wochenlohn von 49 RM.

hatte, von seinem Arbg. die Beitragsteile

ordnungsgemäß nach dem durch die Kassen¬

satzung festgesetzten Grundlohn von 7 RM.

berechnet und vom Lohn gekürzt, der Kasse

aber nur die Arbeitslosenbeiträge nach einem

Grundlohn von 6 RM. überwiesen worden, dann

soll der Versicherte durch diese Handlungs¬
weise seines Arbg. keinen Schaden erleiden.

Die Unterstützung ist in diesem Falle nach der

Lohnklasse IX zu bemessen, die dem vom Arbg.
einbehaltenen Arbeitnehmeranteil entspricht.
Diese Regeln ergeben sich ohne weiteres aus

dem Inhalt des § 105 AVAVG. Dagegen gingen
die Meinungen darüber auseinander, in welcher

Höhe die Alu. zu zahlen sei, wenn Arbg. und

Arbn. während der Dauer des versicherungs¬

pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses keinen

Arbeitslosenbeitrag entrichtet hatten. Das RVA.

stellte in der Entscheidung vom 5. Juni 1°31

'Amtl. Nachr. 1931 S. 346) den Grundsatz auf,

daß in einem solchen Falle ohne Rücksicht auf

den Verdienst des Versicherten die Alu. nach

der niedrigsten Lohnklasse zu gewähren
ist. Es ließ sich dabei von der Erwägung leiten,

elaß dem Versicherten nach ^ 87 AVAVG. ein

nspruch auf Alu. zusteht, wenn er die gCSCt!11
liehe Wartezeit zurückgelegt hat. Die Er¬

füllung dieses Anspruchs ist deshalb nicht

w>n einer Beitragszahlung abhängig. Dem Ver¬

sicherten muß rlie gesetzliche Alu. auch dann

zahlt werden, wenn sowohl der Arbg. «ds auch

der Versichert selbel keinen Arbeitslosen-

l>eitrag entrichtet haben. Nur die Höhe der

Unterstützung wird durch rlie Beiti Zahlung
beeinflußt. Ist wegen dm gänzlich unter¬

lassenen / ihlunir von Arbeitslosenbeitrügen
kein Grundlohn vorhanden, nach welchem die

Beiträge entrichtet wurden, dann muß zur

Bemessung der Alu. mindestens der niedrigste
i irundlohn angenommen werden. Dem Ver¬

sicherten nur deshalb die Alu. nach seinem

Arbeitsverdienst zu gewähren, weil überhaupt
rr'\ne Beiträge entrichtet worden sind, würde,

SO führte das RVA. in der Begründung seiner

Entscheidung ts, dem Zweck dt $ 105

AVAVG. widersprechen, der nach dem Willen

des Gesetzgebers „den Arbeitgebern und Ar¬

beitnehmern besonderen Anlaß geben soll, d

Beiträge ordnungsgemäß zu leisten".

Diese Entscheidung des RVA. kann aber m. E

nur angewendet werden, wenn der Versichert»

zur Beitragszahlung verpflichtet war und sich

stillschweigend oder auf Grund einer Ver¬

einbarung mit dem Arbg. dieser Pflicht ent¬

zogen hatte. Sie ist aber nicht anzuwenden,

wenn der Arbg. zwar vertraglich dk

Zahlung* der vollen Beiträge aus seinen

Mitteln übernommen, dem Versicherten dem¬

zufolge auch keine Abzüge vom Lohn gemacht,
der Einzugstelle aber keine Beiträge gezahlt
hat. Diese Fälle sind nicht so selten, wie

gemeinhin angenommen wird. Das geht schon

aus der umfangreichen Literatur und Recht¬

sprechung zu § 533 RVO. hervor. Die §§ 142

143 AVAVG. sagen zwar, daß die ArbeitsleRen-

beiträge von den Versicherten und ihren Arb.

zu entrichten sind, doch bestimmt der § 145

ausdrücklich, daß für Krankenversicherungs¬

pflichtige rlie Beiträge als Zuschläge zu

den Kassenbeiträgen und mit diesen entrichtet

werden müssen, daß aber im übrigen auf di»

Beitragszahlung die §§ 394 bis 397 und 39S

bis 405 RVO. Anwendung finden. (Aus
welchem Grunde der Gesetzgeber den § 393

RVO. ausgeschlossen hat, ist nicht bekannt und

auch nicht recht verständlich. Insbesondere

macht sich das Fehlen dieses Paragraphen bei

der Entrichtung der Arbeitslosenbeiträge füi

die höher bezahlten Angestellten bemerkbar.)

Sind die Arbeitslosenbeiträge als Zuschläge zu

den Kassenbeiträgen zu entrichten, dann liegt

nach § 393 RVO. dem Arbeitgeber die

Zahlungspflicht ob. Der Arbn. hat die Er¬

füllung dieser Pflicht nicht zu überwache

Uebernimmt der Arbg. vertraglich die Zahluni;

der vollen Beiträge und verzichtet er auf die

Kürzung der Arbeitnehmerbeitragsanteile vom

Arbeitsentgelt, dann kann dem Versicherten

aus § 105 Abs. 3 AVAVG. kein Schaden er

wachsen, wenn der Arbg. der RfAuA. die Bei¬

trüge schuldig bleibt. Denn die Arbeitnehmer¬

beitragsteile sind unter diesen Umständen Be¬

standteile des Lohnes. Trügt der Arbg. vertr lg-

lich diese Beitragsteile aus seinen Mitteln, dann

erhöht sich der Arbeitsentgelt des Beschäf¬

tigten um den Wert dieser Teile (E. des RV.A

ron 12 Juni 1929, Amtl. Nachr. 1929 S.343)

Was dem Beschäftigten ausgezahlt wird, i-

dann nur noch der um diesen Beitragsteil ge¬

kürzte Lohn. Das muß «nich bei dei; Pest

Setzung der Alu. berücksichtigt werden. Wird

für einen derartig Beschäftigten kein Arbeits

losenbeitrag entrichtet, dann muß das AA. in

sinngemäßer Anwendung des $ 105 Abs 4

AVAVG. feststellen, nach welchem Grundloh

der Versicherte die Arbeitslosenbeitrai su

entrichten gehabt hatte und danach «lie Lohn-

klasse für die Alu. berechnen.
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Der Begriff des Wohnortes im Sinne des

§ 313b RVO.

Der neue § 313b RVO., der durch die NotV. vom

jn. Juli 1930 geschaffen worden ist, bestimmt,

li Weiterversicherungsberechtigte und Weiter-

i sicherte, die nicht im Bereich ihrer bisheri-

en Kk. wohnen oder ihren Wohnort aus dem

vassenbereich verlegen, die Mitgliedschaft bei

rr AOKk. ihres Wohnortes, wenn sie Mitglied
ner AOKk. oder besonderen OKk. waren, bei

r LandKk., wenn sie Mitglied einer LandKk.

iren, fortsetzen. Diese neue gesetzliche Be-

mmung hat unter den Kk.en viel Streit her¬

rgerufen. Insbesondere sind es die Begriffe
Wohnort" und „wohnen" gewesen, die ver-

chieden ausgelegt wurden, je nachdem es für

• lie einzelne Kk. am günstigsten war — natür-

cfa vom finanziellen Standpunkt aus betrachtet,

xhdem durch die E. des RVA., II K 182 30

m 3. Juni 1931, ANfRV. 1931 IV S. 319, erst

stgelegt worder ist, daß der „Kassen-
i reich" im Sinne des § 313b der RVO. bei

er OKk. und bei einer LandKk. außer dem

Kassen b e zi r k" auch die außerhalb

ieses Bezirks gelegenen Orte, für

lie die K k. die Versorgung ihrer

Mitglieder, insbesondere durch

V ertrage mit Aerzten und Apo¬
thekern, sichergestellt hat, um¬

laßt
,
ist durch die grundsätzliche E. des RVA.

1204 vom 15. September 1931, II K 78201

ANfRV. 1931 IV S. 447), nunmehr auch klar¬

stellt, daß Wohnort im Sinne des

g 313b RVO. gleichbedeutend-mit
Wohnort" im Sinne der § § 1637,
16 3 8 RVO., nicht aber m i t

„
W o h n -

n i t z* im Sinne des § 7 BGB. ist. Die

ntscheidung hätte aber kaum anders ausfallen

nnen. Jedenfalls ist im Schrifttum und in an¬

deren Entscheidungen der Versicherungsbehör-
<lon die vom RVA. in der E. ausgesprochene
\nsicht bisher schon überwiegend vertreten

worden. Ware die Entscheidung wider Erwarten

mders ausgefallen, so wäre eine Aenderung der

raglichen gesetzlichen Bestimmungen unbedingt
»twendig gewesen, wenn man einzelne Kk.en,

niptsächlich solche, in deren Bezirk sich eine

I ntbindungsanstalt befindet, unter der Last der

i tragenden Wochenhilfeleistungen nicht zu-

unmenbrechen lassen wollte.

In der E. des RVA. ist nunmehr erneut klar und

utlich ausgesprochen worden, rl a ß nach

'ler ständigen Rechtsprechung
I e s R V A. (E. 1133 II, AN. 1904 S. 422, E. 2650

II, AN. 1913 S. 639) als Wohnort im Sinne des

112 InvVG. vom 13. Juli 1899, der §§ 1637,

1638 RVO. nicht ohne weiteres der Wohnsitz

in Sinne des § 7 BGB. gilt, vielmehr bedeutet

ohnen ein rein tatsächlich länger dauerndes,

cht zufälliges Verweilen an einem Orte. Von

•iiesem Begriff des Wohnortes für die Aus-

egung des § 313b RVO. abzugehen, besteht

ich der Ansicht des RVA. keinerlei Anlaß. Als

Wohnort in versicherungsrechtlichem Sinne

vird man hiernach rlen Ort bezeichnen müssen,

]en man mit der Absicht einer längeren Nieder¬

lassung, einer festeren Verbindung gewählt hat,

sei es zum Zweck eines dauernden Aufenthalts,
sei es zur Ausübung eines Berufs oder Ge¬

werbes. Der „Wohnort" im Sinne des § 313b

RVO. ist also nicht gleichbedeutend mit

„Wohnsitz" im Sinne des BGB. Während nach

§ 7 BGB, der „Wohnsitz" an dem Orte begrün¬
det wird, an dem man sich ständig niederläßt,

gilt in versicherungsrechtlichem Sinne nach

§ 313b RVO. ein Aufenthaltsort erst dann als

„Wohnort", wenn es sich um das rein tatsäch¬

liche, länger dauernde, also nicht bloß vorüber¬

gehende oder gelegentliche Verweilen an einem

Ort, an dem der Versicherte also seine ständige
Wohnstätte, sein Heim hat, handelt. In gleichem
Sinne ist vom RVA. auch zu den Zuständig¬
keitsvorschriften der InvV. und AngV. entschie¬

den worden. Auch in der Rechtsprechung des

Fürsorgerechts wird deshalb als Wohnort der

Ort angesehen, in dem der Mittelpunkt der

Lebensbeziehungen des Menschen liegt. So ist

auch vom OVA. Hamburg am 3. Juli 1931 ent¬

schieden worden, daß eine Schwangere, die auf

kurze Zeit den Kassenbezirk verläßt und bei

Angehörigen vorübergehend wohnt, um dann in

einer Anstalt zu entbinden, dadurch nicht ihren

bisherigen Wohnort im Sinne des § 313b RVO.

ändert (siehe „Deutsche Krankenkasse" 1932

Sp. 38 ff.).
Für die in erster Linie bedroht gewesenen

Kk.en ist also hiernach die Gefahr in erheb¬

lichem Umfange abgewendet worden. Trotz der

neuen Entscheidung des RVA. über die Aus¬

legung des Begriffs „Wohnort44 im Sinne des

§313b RVO. wäre es aber auch unter dieser neuen

Rechtsanwendung dennoch häufig genug vor¬

gekommen, daß Kk.en die hohen Leistungen für

Wochenhilfen hätten übernehmen müssen für

solche Mitglieder, die ihnen auf Grund der Be¬

stimmung im § 313b RVO. von anderen Kk.en

überwiesen werden und deren Beitragszahlung
als Gegenleistung in keinem Verhältnis gestan¬
den hätte zu den • Ausgaben, die gerade die

Wochenhilfe, insgesamt betrachtet, erfordert.

Hier hat nun die NotV. vom 8. Dezember 1931

die von den Kk.en in der Mehrzahl auch ge¬

forderte Abhilfe gebracht. Unter Kapitel I Ab¬

schnitt 2 im § 6 ist bestimmt, daß in den Fällen

rles § 313b Abs. 1 RVO. die bisherige Kk. rler

Kk., bei der die Mitgliedschaft fortgesetzt wird,

auch die Kosten zu erstatten hat, die ihr durch

Gewährung von Wochenhilfe oder Familien¬

wochenhilfe in den ersten drei Monaten er¬

wachsen. Diese Neuregelung gilt nach §7 vo in

1. Januar 193 2 ab. Bedauerlich ist es nur,

daß die Fassung dieser neuen gesetzlichen Bt

Stimmung wieder ungenau ist. Die Auslegung
wird bald wieder zu Streitigkeiten unter rlen

Kk.en führen. Will der Gesetzgeber diese Be¬

stimmung so ausgelegt wissen, daß die Kosten¬

erstattung in vollem Umfange der gewährten
Wochen- oder Familienwochenhilfeleistungen

erfolgen soll, sobald nur der Versiche¬

run g s f a 11 innerhalb der ersten drei Monate

eingetreten ist, also ohne Rücksicht darauf, ob

die einzelnen Leistungen der Wochenhilfe

selbst, u. a. also das Wochen- unrl Stillgeld oder
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ines von beiden den Ablauf der Dreimonats¬

frist überschreiten oder nicht? Oder ist der

Versicherungsfall, also rlie Entbindung, das

Sekundäre und sind deshalb nur die in dem

Zeitraum der drei Monate tatsächlich

gewährten einzelnen, also die „erwachse-
n e n", Wochen- oder Familienwochenhilfe-

leistungen zu erstatten? Es muß der Recht¬

sprechung der Versicherungsbehörden über¬

lassen bleiben, nunmehr auch hierüber recht

bald die nötige Klarheit zu schaffen. Es wäre

jedoch wünschenswert, wenn gerade hier auf

rlem Gebiete der Wochenhilfeleistungen wenig¬

stens der weitest gehenden Auslegung
der Vorzug gegeben werden würde, daß also

die vollen gewährten Leistungen zu erstatten

sind, sobald nur der Versicherungsfall inner¬

halb der ersten drei Monate nach der Ueber¬

weisung eingetreten ist, also ohne Rücksicht

darauf, ob einzelne Wochenhilfeleistungen
selbst, z. B. das Wochen- oder Stillgeld, den

lag des Ablaufs der ersten drei Monate über¬

schritten haben oder nicht. Das ist also nicht

der Weg, den die Rechtsprechung hinsichtlich

des Umfanges der Krankengelderstattun-

gen in den Fällen des § 313b RVO. zu gehen
scheint (siehe E. des OVA. Hildesheim vom

8. Dezember 1931, „Arbeiter-Versorgung" 1932

S. 23). Würde eine Auslegung der fraglichen

gesetzlichen Bestimmungen in diesem Sinne

auch hinsichtlich des Umfanges der Erstattungs-

f»flieht bei Gewährung von Wochen- oder

:amilienwochenhilfe erfolgen, so hätte die neue

Bestimmung den betroffenen Kk.en jedenfalls
nicht die fühlbare Entlastung gebracht,
denn auch in vollen drei Monaten ist die er¬

folgte Beitragszahlung immer noch sehr gering
im Verhältnis zu den Ausgaben, die ein

Wochenhilfefall, insgesamt betrachtet, erfordert.

Sie würde hier wenigstens in keinem Verhältnis

stehen zu den Ausgaben, die der leistungs¬

pflichtigen Kk. immer noch allein zur Last

fallen würden. Sollte die Rechtsprechung aller¬

dings doch zu der anderen Auslegung auch hier

gelangen, was nach dem Buchstaben des

Gesetzes natürlich auch möglich ist, so ist damit

der Praxis nicht gedient und der Gesetzgeber
sollte dann recht schnell eine entsprechende
Aenderung der fraglichen gesetzlichen Bestim¬

mung herbeiführen. R. L.

Die Anhörung eines bestimmten Arztes

zu § 1681 RVO. und § 104 VerfG. Wann

gerichtliche und wann außergerichtliche
Kosten?

I.

I. Vorweg sei Bezug genommen auf die grund¬
satzlichen Enscheidungen des RVA.-AN. 1904

S. 620, betr. Anhörung des behandelnden Arztes

wa § 1582 RVO.—, sowie des Reichs-Versorg.-
Ger. - RVBI. 1922 S. 202. Aus letzterer ist

folgendes hervorzuheben: „. . .
Beweise zu er¬

heben, ist im Spruchverfahren ausschließlich

Sache des Gerichts. Das schließt aber nicht

is, daß die Parteien an der Klarstellung des

Sachverhalts in der Weise mitwirken, daß sie

(i»*gengutachten beibringen . . .
Entscheiden¬

dr Wert wird diesen jedoch nur dann bei¬

geben werden können, wenn sie von einer

wissenschaftlichen Autorität, oder einer sonsti¬

gen Persönlichkeit ausgestellt sind, deren Zu¬

verlässigkeit über jeden Zweifel erhaben ist.

Ist dies nicht der Fall, so werden sie nur zur

Unterstützung der anderweitig vorliegenden Be¬

weise dienen, oder zu einer weiteren Beweis¬

erhebung (Obergutachten) Anlaß geben können.

Es handelt sich hierbei um die Frage der

freien Beweiswürdigung im einzelnen Falle, du

dem pflichtmäßigen Ermessen des Gerichts

unterliegt/4 — Siehe hierzu Bd. V S, 162: „An

Beweisregeln ist das Versorgungsspruchver-
fahren nicht gebunden, ebensowenig wie das

Verfahren der Sozialversicherung. § 125 Abs. 1

des VerfG.4*
2. Zu § 1681. AN. des RVA. 1930 S. 260: „Durch
die Anhörung eines Arztes gemäß § 1681 RVO.

entstehende Kosten gehören nicht zu den¬

jenigen, welche der unterlegene Versicherungs¬

träger nach § 1670 zu erstatten hat.44

3. Zu § 104 a) E. des Reichs-Vers.-Ger.

Bd. 9 S. 134: „Ein Antrag aus § 104 VerfG. kann

nicht mit der Begründung abgelehnt werden,

daß der Arzt, dessen Anhörung beantragt 'st.

in dem Verfahren ein Privatgutachten, das

ohne Kenntnis der Akten abgegeben ist, er¬

stattet hat . . .
Dr. B. hat sich danach wohl

gutachtlich geäußert, ist indessen nicht „ge¬

hört44 worden in der Form und dem Umfang*
auf die der Kläger nach § 104 Anspruch hat...

Das auf Grund des § 104 erstattete Gutachten

ist auch rechtlich anders zu beurteilen, als

ein Zeugnis, das dem Kläger lediglich auf sein

persönliches Ersuchen ausgestellt ist. Wenn

der Arzt auf Grund des § 104 als Sachverstän¬

diger gehört wird, so ist er gerichtlicher Gut¬

achter; wenn er dagegen lediglich auf Er¬

suchen des Klägers ohne Kenntnis der Akten

ein Gutachten abgibt, so gilt er nicht als amt¬

licher Sachverständiger. Seine Stellung ist dem

Kläger gegenüber also eine andere, wenn er

vom Gericht um die Erstattung eines Gutach¬

tens ersucht ist. Unzweifelhaft hat die Vor¬

schrift des § 104 aber nur daran gedacht, den

hiernach gewünschten Arzt als amtlichen Sach¬

verständigen zu hören . .

"

b) Runderlaß des Preuß. Min. f. VW. vom

5. Juli 1930 — 11150 30 b. 27. 6 an die Vor¬

sitzenden der OVA.: „Es werden die vom

ReichsVersorgungsger. zu § 104 beobachteten

Grundsätze zur Beachtung mitgeteilt . . .
Dit

Kosten für Gutachten, die auf Antrag des

Klägers gemäß § 104 eingeholt worden sind.

. . .
sind gerichtliche, nicht außergericht¬

liche Kosten . . . Siegt der Kläger ob, so wird

die Rückzahlung des Vorschusses durch Ge¬

richtsbeschluß angeordnet . . . Unterliegt der

Kläger, so verfällt der Vorschuß in Höhe der

tatsächlich entstandenen Kosten . . .
Ueber-

steigen die letzteren den Vorschuß, so wird

die Endgültige Tragung durch Gerichtsbeschluß

angeordnet. Voraussetzung hierbei ist, daß der

Kläger sich ausdrücklich zur Tragung etwaiger
Mehrkosten verpflichtet hat. Uebersteigt der

Vorschuß die tatsächlich entstandenen Kosten,

so ist dem Kläger der überschießende Betra

— auf Grund einer Verfügung des Vorsitzen¬

den — zu erstatten. Stellt sich die Einholung

des Gutachtens nachträglich als notwendii:

oder für die Entscheidung von wesentlicher

fom*tzung ouf iaha 71
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Bedeutung heraus — § 114 Abs. 2 VerfG. —,

>o kann der Vorschuß ganz oder teilweise zu¬

rückgezahlt werden; in diesem Falle ist ein

ierichtsbeschluß notwendig. Ist der Erlaß

-ies Beschlusses in der Verhandlung über-

hen worden, so kann er nachgeholt werden."

— Dieser Erlaß ist vermutlich ergangen auf

Veranlassung des RAM., dem ein HVA. be¬

richtet hatte, daß einzelne VersGer. in der

Weise verfahren, daß sie dem benannten Arzt

die Akten mit dem Anheimgeben übersenden,

is vom Kläg-er gewünschte Gutachten auf

dessen Kosten c,u erstatten, daß dann bei Ver¬

urteilung des Fiskus die Kosten vom Gericht

nicht als gerichtliche übernommen werden, son-

rn dem Fiskus als außergerichtliche auf-

( rlegt werden, und daß dieses Verfahren mit

Wortlaut und Zweck des § 104 nicht verein-

ir sei, insbesondere nicht dazu führen könne,

die Kosten für ein auf Grund des § 104 er¬

stattetes Gutachten zu außergerichtlichen zu

machen. (Hieraus erklärt sich, daß der Erlaß

vom 5. Juli 1930 nicht auch auf § 1681 RVO.

Üezug nimmt).

c) Sondererlaß des preuß. Min. f. VW. vom

UL September 1930 — 11 150 30 b. 230, ergangen

m ein Versorg.Ger. auf dessen Bericht im

Anschluß an den Runderlaß vom 5. Juli 1930:

Die Vorschrift des § 104 kann nur dahin ver¬

banden werden, daß das Gericht den Arzt

hört, einerlei, ob es die Anhörung von der

Zahlung eines Kostenvorschusses abhängig
macht oder nicht. Selbstverständlich kann das

< lericht aber auch die Einholung eines Gut-

htens dem Kläger überlassen und die Ge-

< htsakten dem von ihm gewählten Arzt zur

Einsicht übersenden. In solchen Fällen ist aber

/.ur Vermeidung von Weiterungen, in der

Niederschrift über die Sitzung, oder sonst in

• len Akten klarzustellen, daß der Kläger nicht

e Anhörung des Arztes durch das Gericht

ii Grund des § 104 begehrt, sondern zunächst

sich das Gutachten selbst beschaffen will.44

enn in diesem Erlaß von „selbstverständlich"
sprochen wird, so haben insbesondere nicht

wenige Versorgungsbehörden in mißverständ¬

licher Auffassung des § 104, vielleicht auch

beeinflußt durch das reichsfiskalische Interesse,
dieses Selbstverständliche durchaus nicht gelten

sen wollen, vielmehr den Standpunkt ver¬

treten, daß, wenn der Kläger sich auf einen

stimmten Arzt beruft, stets dessen Anhörung
maß § 104 nur gerichtsseitig erfolgen dürfe

nd daß ein anderes Verfahren „nicht dazu

ihren könne, die Kosten ... zu außergericht-
hen zu machen.44 Der Erlaß vom 5. Juli 1930

hien diese Auffassung zu bestätigen.

II.

r rlie praktische Durchführung ergeben si

•Igende Ueberlegungen: Durch die §§ 16S1

nd 104 wird der allgemeine verfahrensrecht-

che Grundsatz durchbrochen, daß über elit

'ulassung von Beweisen das freie — verstän-

e — richterliche Ermessen zu entscheiden

it. Hier muß das Gericht einen bestimmten

zt hören, auch wenn dies noch so über-

-sig, noch so unverständig erscheinen mag.

kann dahin gestellt bleiben, ob und inwieweit

gleicher Fragestellung und Aktenkenntnis

Gutachter und Gutachten „rechtlich anders zu

beurteilen" sind, je nachdem das Gutachten

lediglich auf persönliches Ersuchen des Klägers
oder auf Ersuchen des Gerichts abgegeben
worden ist; denn in beiden Fällen gilt für die

Wertung der Gutachten das in Abschnitt I

Ziffer 1 Gesagte. Erfolgt die Einholung des

Gutachtens gemäß §§ 1681 und 104 gerichts¬
seitig, dann wird dabei in der Regel diese Muß¬

vorschrift zu erwähnen sein, nicht selten zur

Wahrung des Ansehens der Rechtspflege; was

würde sonst wohl der Arzt davon halten, wenn

z. B. er, der den Kläger vielleicht noch nie ge¬
sehen hat und auch nicht Facharzt ist, gegen¬
über anerkannten Autoritäten, die den Kläger
womöglich lange behandelt haben, gerichts¬
seitig als Gegengutachter angegangen wird. —

An und für sich ist davon auszugehen, daß dem

Kläger zur Verwirklichung seiner Rechts¬

ansprüche ein möglichst formlos einfacher und

schneller Weg geboten werde.

Wenn die Spruchbehörde den vom Kläger be¬

zeichneten Arzt um das Gutachten angeht,
dann müßte wohl ausnahmslos ein Kostenvor¬

schuß eingezogen werden. Dieser müßte so

hoch sein, daß er auf alle Fälle die zu er¬

wartenden Gutachterkosten deckt, damit nicht

Reste uneinziehbar bleiben. Der Vorschuß wird

also eher höher, als niedriger sein, als die tat¬

sächlich entstehenden Kosten. Jedenfalls wird

es unmöglich sein, den Vorschuß so zu be¬

messen, daß weder Nachforderungen, noch

Rückzahlungen vermieden werden. Dadurch er¬

wachsen erhebliche Schreibereien, Erschwer¬

nisse und Verzögerungen, insbesondere auch

durch die Inanspruchnahme der Staatskasse

und der Post. Alle diese Umständlichkeiten

werden vermieden, wenn der Kläger das Gut¬

achten selbst besorgt, wenn also in seinem Ein¬

vernehmen die Akten dem Arzt mit dem An¬

heimstellen übersandt werden, das Gutachten

auf Kosten des Klägers abzugeben und die Ge¬

bühren unmittelbar von demselben zu fordern.

Ferner: Es kommt häufig vor, daß der Arzt,

wenn nicht von vornherein die Gebühren vom

Gericht übernommen werden, nach Aktenein¬

sichtnahme ohne weiteres oder doch nach

Untersuchung des Klägers, diesem von der Be¬

gutachtung abrät, da sie nicht zu seinen Gun¬

sten ausfallen würde. Es gibt auch nicht wenig-'

Aerzte, welche dem Kläger gegenüber die Ge¬

bühren niedriger bemessen oder ganz fallen

lassen. Jedenfalls wird die Gebührenfrage m

auf dem kürzesten Wege, womöglich mündlich,

erledigt.

Wenn das Gutachten gemäß §$ 1681 und 104 ge¬

richtsseitig angefordert wird, wenn also das, Qe¬

richt den Arzt mit der Erstattung des Gutach¬

tens beauftragt, sei es nachdem der Kläger einen

Kostenvorschuß erlegt hat oder nicht, so hat

der Arzt einen Gebührenanspruch nur dem Ge¬

richt gegenüber; es handelt sich um gerichtliche
Kosten, die nnch den Gebührenvorschriften fü

gerichtsseitig eingeholte Gutachten, in Preußen

gemäß Gesetz vom 14. Juli 1909 (GS. S. 625), i

bemessen sind und dem Gericht (Landesfiskus)
zur Last fallen. Wenn dagegen das Gericht

dem Kläger mit dessen Einverständnis es über¬

laßt, das Gutachten selbst beizubringen, im

dem Arzt lediglich cü» Akten zttr Einsichtnahm
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übersendet mit dem Anheimstellen, rlas Gut-

i hten auf Kosten des Klägers abzugeben, so

hol der Arzt einen Gebührenanspruch allein an

den Kläger, es handelt sich um außergericht¬
liche Kosten, die nach den Gebührern <>rSchrif¬

ten für privatärztliche Leistungen, in Preußen

nach rler Preugo, zu bemessen sind und even¬

tuell dem Kläger von dem Beklagten, also vom

Versicherungsträger oder vom Reichsfiskus, zu

statten sind.

Es ist hierbei unerheblich, ob Kh sich aus¬

drücklich auf die §§ 1681 orler 104 berufen hat

oder nicht.

III.

Ligebnis: Der Kläger hat es zu § 16S1 RVO.

und § 104 VerfG. in der Hand, entweder ein

gerichtsseitig einzuholendes Gutachten eines

bestimmten Arztes zu verlangen oder das Gut-

hten selbst beizubringen. Letzteres liegt im

Interesse der Prozeßvereinfachung, ganz be¬

sonders auch im Interesse des Klägers. Wenn

das Gericht das Gutachten einholt, dann handelt

sich um gerichtliche Kosten, und wenn der

Kläger das Gutachten beibringt, dann sind es

außergerichtliche Kosten.

Regierungsra' Dr. W. Schulz, Königsberg i. Pr.

§ 533 RVO. und Bewährungsfrist«

Betrachtet man die Geschäftsberichte der

Krankenkassen über das Jahr 1930, so sieht

man mit Schrecken, welche großen Summen

die Kassen als rückständige und außen¬

stehende Beitiäge mit in rlas neue Ge¬

schäftsjahr übernehmen mußten. Die Er¬

fahrung zeigt, daß der Beitragseingang im

ersten Vierteljahr 1931 noch erheblich schlech¬

ter geworden ist. Die Kassen müssen nicht nur

viel mehr Verwaltungsarbeit als früher auf den

Beitragseinzug verwenden, vielfach wird sogar
der geregelte Geschäftsverkehr infolge Fehlens

barer Mittel ernstlich gefährdet. Oft führt die

zwangsweise Beitreibung zu keinem Erfolg.

Bekannt ist ferner, daß die Strafvorschriften der

RVO., so gut sie auch gemeint sein mögen,

Ilig ungenügend sind. In Frage kommt hier

der S 533 RVO. Nach ihm wird bekanntlich

der Arbeitgeber mit Gefängnis bestraft, der Bei¬

tragsteile, die er von den Beschäftigten erhalten

odei einbehalten hat, der Kasse vorsätzlich vor¬

enthalten hat. In früheren Jahren waren Ver¬

urteilungen auf Grund dieser Bestimmungen
sehr selten. Erst in den letzten Jahren haben

rlie Gerichte — nicht zuletzt auf das Betreiben

des Hauptverbandes deutscher Krankenkassen

hin — etwas schärfer durchgegriffen. Es

liegen auch einige Entscheidungen des Reichs¬

versicherungsamtes und anderer Gerichte vor,

rlie eine strengere Auslegung und Anwendung
des $ 533 ermöglichen. Da auf diese Dinge
an dieser Stelle schon genügend eingegangen
ist, braucht hier nichts wiederholt zu werden.

El sei hier vielmehr eine andere Frage ange-

hnitten. E> ist dies die Frage; welchen

Zweck für die Kasse die Erstattung einer An¬

zeige nach § 533 RVO. hat, wobei voraus¬

gesetzt wird, daß der angezeigte Arbeitgeber
wirklich eine Strafe erhält und nicht aus irgend¬
einem Grunde ein Freispruch erfolgt. Der § 533

RVO. sieht grundsatzlich eine Freiheitsstrafe

vor. Ein Strafmaß selbst ist nicht angegeben.
Erhält nun der Arbeitgeber Gefängnisstrafe, so

wird ^r sie absitzen. Die Kasse hat jedoch die

lüdb indigen Beiträge immer noch nicht. Sind

mildernde Umstände vorhanden, so kann das

Gericht auf Geldstrafe erkennen. Geschieht

dies (und es wird in den meisten Fällen so

sein), so wird der Bestrafte naturgemäß zuerst

für die Abdeckung dieser Geldstrafe Sorge

tragen. An die Abführung seiner Beitrags-
srhuld denkt er erst in zweiter Linie. Hieraus

gibt sich, daß eine Bestrafung nach § 533

RVO. nicht dazu führt, der Kasse die rückstän¬

digen Beiträge zuzuführen. Die Kasse selbst

hat von der Bestrafung keinen Vorteil. Ja, es

sind die Fälle nicht selten, in denen der be¬

strafte Schuldner seine Schuld erst recht nicht

abführt (obwohl er dazu vielleicht in der Lage
wäre), weil gegen ihn von der Kasse Anzeige
erstattet worden ist. Als abschreckendes Bei¬

spiel für andere Arbeitgeber dient eine der¬

artige Bestrafung heute auch nicht mehr.

Es gibt jedoch eine Möglichkeit, bei deren An¬

wendung auch für die Kasse bei der Bestrafung
ein Erfolg herausspringt. Es ist dies die Be¬

willigung einer sogenannten Bewährungsfrist.
Bekannt ist ja, daß die Gerichte heute mehr

denn je von ihrem Rechte des Strafaufschubes

Gebrauch machen. Soll eine solche Bewäh¬

rungsfrist für die Kasse Erfolg haben, so muß

ihre Bewilligung vom Gericht jedoch an eine

Bedingung geknüpft werden. Die Frist darf nur

unter der Voraussetzung zugebilligt werden,
daß der bestrafte Schuldner die Beitragsschuld
an die Kasse, wenn auch ratenweise^ abführt.

Geschieht dies nicht, dann fällt die Gnade der

Bewährungsfrist wieder weg, und die verhängte
Strafe wird vollstreckt. Der Schuldner wird

nun, wenn es ihm nur irgend möglich ist, seine

Schuld abtragen, um der Strafe zu entgehen.

Es ist leider in den Kreisen der Kollegen \nrenig
bekannt, daß in diesen Fällen Bewährungsfrist
gewährt werden kann. Ratsam ist es, gleich in

der Anzeige darum zu ersuchen, daß dem

Schuldner Bewährungsfrist unter der oben ge¬

schilderten Bedingung zugebilligt wird. Die

„Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 in

der Fassung vom 22. März 1924" sieht einen

Strafaufschub in ihren §§ 455 und 456 vor.

Wichtig ist, daß dieser Strafaufschub nur bei

Freiheitsstrafen zugesprochen werden kann. Bei

Geldstrafen gibt es grundsätzlich keine Be¬

währungsfrist. Der erwähnte § 455 bestimmt,
dafi auf Antrag des Verurteilten die Strafe dann

aufgeschoben werden kann, wenn Krankheit,
Geistesgestörtheit usw. vorliegt. Weiter be¬

stimmt der § 456: „Auf Antrag des Verurteilten

kann die Vollstreckung aufgeschoben werden,
sofern durch die sofortige Vollstreckung dem

Verurteilten oder seiner Familie erhebliche,
außerhalb des Strafzweckes liegende Nachteile

erwachsen. Der Strafaufschub darf den Zeit¬

raum von vier Monaten nicht übersteigen.
Seine Bewilligung kann an eine Sicherheits¬

leistung oder andere Bedingungen geknüpft
werden."

Neben diesen allgemeinen Bestimmungen haben

auch die einzelnen Länder noch das Recht,
Strafaufschub zu gewähren. In den meisten
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Bundesstaaten sind hierüber in besonderen Ver-

dnungen Richtlinien ergangen. So besteht

e „Allgemeine Verfügung des Preußischen

Justizministers über bedingte Strafaussetzung
vom 19. Oktober 1920". Diese hat mehrfach

Xenderungen erfahren (15. Juni 1921, 29. Juni

1921). Diese Verordnung, die allerdings nur für

Preußen gilt, gibt den Gerichten das Recht,
von dem Strafaufschub in noch weit höherem

iße Gebrauch zu machen, als es die Straf¬

prozeßordnung vorsieht. Es heißt im § 2 dieser

Verordnung: „Die Aussetzung der Strafvoll-

>treckung soll in der Regel nur dann gewährt
werden, wenn die begangene Verfehlung nicht

lurch Verdorbenheit und verbrecherische Nei¬

gung, sondern durch Leichtsinn, Unerfahren-

_t, Verführung oder Not veranlaßt worden

und wenn erwartet werden kann, daß der

Verurteilte sich durch gute Führung während

ler Bewährungsfrist eines künftigen Gnaden¬

weises würdig erzeigen wird.

Für die Entscheidung" dieser Frage ist neben

len Umständen der Tat vor allem das Vorleben

des Verurteilten von Bedeutung. Auch der Tat

nachfolgende Umstände können in Betracht

kommen, insbesondere, daß der Verurteilte auf-

ichtige Reue empfindet und den ernstlichen
Willen zeigt, nach Kräften den verursachten

haden wieder gut zu machen."

f)ie Verfügung sieht weiter vor, daß in geeig-
ten Fällen die Aussetzung der Strafvoll-

>i reckung von besonderen Maßnahmen ab-

ingig gemacht werden kann (§ 3). Es ist hier¬
durch den Gerichten die Möglichkeit gegeben,
den Strafaufschub von der Tilgung der Bei-

rragsschuld abhängig zu machen. Nach § 5

!er Verfügung beträgt die Bewährungsfrist in

ier Regel drei Jahre, in leichteren Fällen zwei

Jahre. In Fällen nahe bevorstehender Verjäh-
«ing ist die Frist so zu bemessen, daß sie min-

>tens drei Monate vor dem Eintritt der Ver¬

ehrung abläuft. In besonderen Ausnahme¬
fällen kann die Bewährungsfrist auf fünf Jahre

längert werden.

Aehnliche Verfügungen usw. bestehen auch in

n anderen Ländern.

Geschäftsführer Fr. Kleeis, Reichenbach V.

Die

Leder-Industrie-Berufsgenossenschaft

umfaßte am Schlüsse des Jahres 1930 insgesamt
7934 Betriebe. Die Zahl der betreuten Ver¬

sicherten sank von 95 706 im Jahre 1929 aut

89 801 im Berichtsjahre (1930). Verhältnismäßig

weniger ist die Summe der umlagepflichtigen
Löhne gesunken, nämlich von 204 288 120 RM.

auf 200 421 120 RM. Der Rückgang der Ver

sicherten beträgt demnach 6,2 v. H., der der

Löhne dagegen nur 1,9 v. H. Die Gesamtumlage
der Genossenschaft für das Berichtsjahr er¬

reicht die Summe von 2 056 087 RM. Für das

Vorjahr (1929) war sie nicht unwesentlich höher,
nämlich 2 377 912 RM. Auf ie 1000 RM. ge¬

zahlten Lohn kommt für das Jahr 1930 ein Bei¬

trag in Höhe von 10,20 RM. gegen 11,64 RM.

im Jahre 1929 und 9,73 RM. im Vorkriegsjahr
1913. An wichtigeren Ausgabeposten sind er¬

wähnenswert: Entschädigungen 1839 826 RM.,
Ausfälle und Rückstände der Vorjahresumlage
67 016 RM., Unfallverhütung 36 449 RM., Ver¬

fahrenskosten 8472 RM., Finanzdienst 3915 RM.,
Verwaltungskosten 100 444 RM. Hierzu kommen

noch 200 789 RM. Lasten der Sektionen. Diesem

Gesamtaufwand in Höhe von 2 256 913 RM.

stehen Einnahmen im Betrage von 200 826 RM.

gegenüber, so daß sich die oben erwähnte Um¬

lage ergibt. Bezeichnend für die Wirtschafts¬

krise ist, daß 57 Mitgliedsbetriebe mit einer Ge¬

samtlohnsumme von 2 068 428 RM. in Konkurs

gerieten. Daneben sind nach den Angaben der

Genossenschaft dia Zwangsvergleiche nicht un¬

wesentlich gestiegen. Es sind dies die Klagen,
die in diesem Jahre in den Berichten sämtlicher

Versicherungsträger wiederkehren. Unfallmel¬

dungen gingen 4045 ein (4700 im Jahre 1929).
Erstmalig entschädigt wurden 414 (442) Fälle.

Auf je 1000 Versicherte entfallen 45,06 (49,11)
gemeldete und 4,61 (4,62) entschädigte Unfälle.

Während demnach die Zahl der überhaupt ge¬

meldeten Fälle zurückgegangen ist, ist die Zahl

der entschädigten Fälle fast gleich geblieben.
Von den Aufsichtsbeamten wurden 2333 Be¬

triebe (29 v. H. der versicherten Betriebe) einer

Besichtigung unterzogen. In 1590 (68 v. H.)
dieser Betriebe waren Anordnungen technischer

Art zu treffen. Kl.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit

der Sozialversicherungsangestellten.
In Nummer 22 vom 15. November 1931 wurde
he zivil rechtliche Verantwortlichkeit der

Kk.-Angestellten. hre sogenannte Haftpflicht
handelt. Es gibt noch besondere Straf-

!>estimmungen in der RVO. gegenüber den An-

ellten der SVTr. Neben den allgemein
dtigen Straftatbeständen, die im Reichsstraf-

tzbuch gesammelt sind, hat es die Viel-

tigkeit des vom Recht erfaßten Wirtschafts-

•ens erforderlich gemacht, zum Schutz be-

iderer Spezialgebiete der Gesetzgebung auch

me Reihe von Spezialstrafbestimmuntren zu

rlassen, wie sie sich z. B. im Steuerrecht und

n Gewerberecht linden. Auch die RVO. ent¬

halt eine große Zahl von Strafdrohungen. Sie

richten sich gegen die VTr., gegen die Organe
und Angestellten der VTr., gegen die Arbg. und

auch gegen die Versicherten selbst. Der allen

diesen Bestimmungen gemeinsame Gesichts¬

punkt ist der, daß durch wirksame Mitarbeit

aller Beteiligten (die unter Umständen auch

durch Strafen erreicht werden soll) die sichere

Durchführung der Aufgaben der SV. gewähr¬
leistet werden soll.

Für die Anir^stellten der VTr. kommen die

S§ 31, 141 RVO. (oder § 345 AVG.), 142 RVO.

(oder § 346 AVG.), 143 RVO. (oder § 347 AVG)
in Betracht, für die Angestellten der Kk.. und

zwar nur für die geschaftsleitenden Angestellten,
außerdem noch die SS 1502 und 1503 RVO. Die
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Rechtsnatur aller dieser Strafbestimmungen ist

nicht die gleiche. £ 31 enthält die Androhung

iner sogenannten Zwangs strafe, die Strafen

der §§ 141 ff. sind K r i m i n a 1 strafen, die der

S§ -502 und 1503 Ordnungsstrafen. Der

[ Interschied ist der, daß Kriminal- und Ord¬

nungsstrafen erst in Frage kommen, nachdem

in Verstoß gegen die Interessen der SV. be¬

gangen worden ist, während Zwangsstrafen zur

Anwendung kommen, um die beteiligten Per¬

len zur Vornahme bestimmter Handlungen
/u zwingen, die für die geordnete Durchführung
unentbehrlich sind. Der Unterschied zwischen

den Kriminalstrafen und den Ordnungsstrafen
liegt darin, daß durch die ersteren ein schwerer

und unmoralischer Rechtsbruch geahndet wer¬

den soll, während sich die letzteren lediglich

gegen leichtere Verstöße richten. Die Be¬

strafung der Kriminaldelikte liegt in den Händen

der ordentlichen Gerichte. Für das Verfahren

gelten die Bestimmungen der StPO. Einnahmen

aus Geldstrafen fließen in die Staatskasse. Die

Ordnungs- und Zwangsstrafen weden dagegen
von der Aufsichtsbehörde verhängt.

Eine Zwangsstrafe gegen die Angestellten der

VTr. droht lediglich § 31 an. Dieser Paragraph
ordnet an, daß neben den Organen auch die

Angestellten der VTr. verpflichtet sind, alles

zu tun, die Aufsicht durch die VBeh. zu er¬

leichtern, insbesondere die erforderlichen Unter¬

lagen vorzuleben, und die notwendigen Angaben
zu machen. Kommen Angestellte dieser Pflicht

nicht nach, so kann die Aufsichtsbehörde sie

ilurch Zwangsstrafen dazu anhalten. Darüber

hinaus können Angestellte durch solche Zwangs¬
strafen von der Aufsichtsbehörde in jedem
Falle dazu angehalten werden, Gesetz und

Satzung zu befolgen. Vor ihrer Verhüngung
muß die Zwangsstrafe angedroht werden, d. h.

s muß dem Angestellten Gelegenheit gegeben
werden, seiner Pflicht zunächst noch straffrei

nachzukommen. Im Ungehorsamsfalle kann

dann für jeden Tag eine neue Zwangsstrafe
festgesetzt werden, deren Höhe zwischen 1 und

1000 RM. liegt.

Von erheblich größerer Bedeutung als diese

Bestimmung sind die Strafandrohungen der

SS 141, 142 und 143. Sie begründen ein be¬

sonderes Berufsgeheimnis für die An¬

gestellten der SV. und ahnden die Verletzung
dieses Berufsgeheimnisses unter Umständen mit

schweren Geldstrafen (bis zu 100 000 RM.) und

mit schweren Gefängnisstrafen (bis zu fünf

Jahren). In allen Fällen ist die Berufsgeheimnis¬
verletzung nur strafbar, wenn sie vorsätzlich

begangen wird, d. h. wenn sie mit Wissen und

Willen geschieht. Fahrlässige Verletzungen
bleiben straflos, im einzelnen ist zu beachten:

i 141 bedroht die Angestellten der VTr. (neben
ihnen auch die Mitglieder der Organe und die

Mitglieder, Angestellten, Vertreter und Bei

sitzer der VBeh.) wenn sie unbefugt offenbaren,
was ihnen in ihrer amtlichen Eigenschaft über

Krankheiten oder andere Gebrechen Ver¬

sicherter ler anderer Leistungsberechtigter
bekanntgeworden ist. Durch diese Straf¬

androhung soll das besondere Berufsgeheimnis
r Kassenangestellten geschützt werden. Ein

(leheimnis in diesem Sinne ist eine objektive
Tatsache, die rler Angestellte dienstlich erfahren

hat und von der das Gesetz annimmt, daß der

Betroffene sie nicht über diesen engen dienst¬

lichen Personenkreis hinaus bekannt wissen will.

Es scheiden also zunächst dem Bereich der

strafbaren Handlungen die Mitteilungen über

Krankheiten oder Gebrechen aus, die gar nicht

geheim, sondern ganz offensichtlich sind. Wer,

wenn auch unbefugt, über einen anderen ver¬

breitet, daß er nur vier Finger an einer Hand

habe, berichtet nicht ein Ueheimnis, sondern

eine offenkundige Tatsache. Ferner können

Angestellte nicht bestraft werden, wenn sie über

Krankheiten berichten, die ihnen nicht in amt¬

licher Eigenschaft, sondern privat bekanntge¬
worden sind. Vor allem aber muß die Offen¬

barung des Berufsgeheimnisses unbefugt sein.

Eine Befugnis ist vor allem in drei Fällen ge¬

geben: wenn der von der Krankheit oder dem

Gebrechen Betroffene mit der Mitteilung ein¬

verstanden ist, wenn die Offenbarung gesetzlich
zulässig ist, oder wenn sie gesetzlich geboten
ist. Gesetzlich zulässig sind alle Mitteilungen,
die sich aus dem Geschäftsbetrieb der VTr. er¬

geben. Eine gesetzliche Pflicht zur Offenbarung

derartiger Geheimnisse kann sich etwa aus dem

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬

heiten ergeben. Kegelmäßig unzulässig sind

Mitteilungen an den Arbg. (anders gewöhnlich
bei BetriebsKk.), für zulässig sind Mitteilungen
an die Gewerbeaufsichtsbehörde zu erachten,

die die Abstellung eines gesundheitsgefährlichen
Zustandes an der Arbeitsstelle des Betroffenen

zum Ziele haben. So wenig wie Krankheiten

des Versicherten selbst dürfen die seiner

Familienmitglieder offenbart werden, soweit sie

Anspruch auf Familienhilfe haben. Als Krank¬

heit im Sinne der Gesetzesbestimmung gilt
nicht die normale Schwangerschaft, obwohl oft

gerade durch deren Mitteilung (z. B. an den

Arbg.) einer Versicherten großer Nachteil ent¬

stehen kann. Sämtliche Angestellten der VTr.

werden durch die Strafbestimmung getroffen,
auch die durch Privatdienstvertrag angestellten
Aerzte. Nicht dagegen die Kassenärzte und

Vertrauensärzte, rür sie gilt § 300 des Straf¬

gesetzbuches. Die Strafe ist Geldstrafe bis zu

10 000 RM., wenn die Geheimnisoffenbarung in

gewinnsüchtiger Absicht geschah, kann sie bis

auf 100 000 RM. erhöht werden. An Stelle einer

Geldstrafe kann Gefängnisstrafe bis zu drei

Monaten verhängt werden.

Auch S 1^2 richtet sich gegen die unbefugte
Offenbarung von Geheimnissen, die den Ver¬

sicherungsangestellten (daneben auch den be¬

reits bei § 141 genannten anderen Personen)

in ihrer amtlichen Eigenschaft bekanntgeworden
ist. Nur handelt es sich hier nicht um Geheim¬

nisse, die den Gesundheitszustand der Ver¬

sicherten betreffen, sondern um Geschäfts- oder

Betriebsgeheimnisse der Arbg. der Versicherten.

Geheimnisse in diesem Sinne sind nicht etwa

nur besondere Geheimverfahren, sondern es

fallen unter diesen Begriff auch alle anderen

technischen und kaufmännischen Einrichtungen
und Vorgänge, deren Bekanntwerden nach dei

Natur der Sache oder auch nur nach dem er¬

kennbaren Willen des Unternehmers un¬

erwünscht oder schädlich ist. Strafbar ist also

nicht etwa die Mitteilung ganz belangloser
Geschäftseinrichtungen. Strafbar ist ferner auch

hier nicht die Mitteilung von Tatsachen, He
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in Angestellten auf privatem Wege zugäng-
h geworden sind. Die Strafe ist Geldstrafe

bis zu 10 000 RM. oder Gefängnis bis zu fünf

Jahren. In dem Falle, daß die Geheimnis-

erletzung in besonders verwerflicher Absicht

begangen wird, ist sie ausschließlich eine Ge-

mgnisstrafe, neben der noch auf Verlust der

bürgerlichen Ehrenrechte und unter Umständen

meben noch auf Geldstrafe bis zu 100 000 RM.

ikannt werden kann. Diesen straferhöhenden

I (instand sieht § 142 dann als gegeben an, wenn

«ler Angestellte mit der Offenbarung des Ge-

tmnisses entweder den Unternehmer zu

schädigen oder aber sich oder einem anderen

nen Vermögensvorteil zu verschaffen beab¬

sichtigt.

Die gleichen hohen Strafen wie bei diesen er-

hwerenden Umständen droht § 143 zusammen

mit den gleichen Nebenstrafen dann an, wenn

lie Angestellten die Geschäfts- oder Betriebs¬

heimnisse der Arbg. zwar nicht Dritten mit-

ilen, wohl aber ohne Berechtigung verwerten,

in der Absicht, den Unternehmer zu schädigen,
oder sich oder einem anderen Vermögens¬
teile zu verschaffen. Diese Verwertung liegt
cht etwa in jeder vorteilhaften Ausbeutung
s Geheimnisses, z. B. nicht in einem Ge-

imnisverrat gegen Entgelt. Es muß sich viel¬

mehr um eine Ausbeutung zu gewerblichen
/wecken handeln.

Zum Schluß noch einen Blick auf die Ordnungs¬
strafen der §§ 1502 und 1503. Sie dienen der

Erleichterung der Durchführung der UnfV.

Diese Erleichterung soll erreicht werden durch

Auskunftserteilung über Behandlung und Zu¬

stand des Verletzten, durch Mitteilung von ver¬

mutlich durch Unfälle herbeigeführten Krank¬

heiten der Versicherten und ähnliches. Zu

diesen Mitteilungen und Auskünften an die BG.

sind grundsätzlich die geschäftsleitenden An¬

gestellten der Kk. verpflichtet. Es kann jedoch
sein, daß der Vorstand einen anderen An¬

gestellten beauftragt. In jedem Falle kann

gegen den Verpflichteten bei einer Unterlassung

vom VA. eine Ordnungsstrafe bis zur Höhe

von 1000 RM. verhängt werden. Im Falle des

S 1502 (Auskunft über Behandlung und Zustand

des Verletzten) kann die Strafe erst verhängt

werden, wenn die Auskunft nicht in ange¬

messener Frist erteilt wird. Das will besagen,
daß die Auskunft nicht vorsätzlich oder fahr¬

lässig von den Angestellten verzögert werden

darf, nachdem ihr Gegenstand ihm bekanntge¬
worden ist. § 1503 verlangt unverzügliche An¬

zeige. Auch das will nicht besagen, daß eine

Strafe schon verhängt werden kann, wenn der

Angestellte die Mitteilung nicht sofort vor¬

nimmt, sondern auch hier wird man ihm eine

gewisse, durch den normalen Geschäftsbetrieb

bedingte Frist einräumen müssen.

RECHTSPRECHUNG

Familienhilfe gemäß § 23 RKG. ist den

über 15 Jahre alten gebrechlichen Kin¬

dern auch dann zu gewähren, wenn die

Gebrechlichkeit erst nach Vollendung
des 15* Lebensjahres eingetreten ist. Ent¬

gegenstehende Sondervorschriften sind

ungültig.
des RVA., dritter Revisionssenat — Kn.-

Senat — vom 25. September 1931 — III a Kn.

m 3R

Xus den Gründen: Gemäß § 23 Abs. 1

ts 1 des RKG. wird Versicherten, die einer

iWirkskn. oder besonderen Kk. mindestens

iei Monate angehören, freie ärztliche Behand-

ung und Krankenhauspflege (KHPfl.) für ihre

I -hefrauen und Kinder (§ 22), soweit diesen

icht selbst ein Anspruch auf KPfl. gegen

nen Tr. der reichsgesetzlichen K~ oder UV.

teht, in demselben Umfange gewährt, in

• Ichem die Versicherten diese Leistungen be-

nspruchen. Hierzu hat das RVA. in der E.

139 (AN. 1928 S. IV 118, EuM. Bd. 22 S. 85)

sgesprochen: „Der Kreis der Kinder, für die

en Versicherten gemäß § 23 des RKG. freie

rztliche Behandlung und KHPfl. zu gewähren
wird sowohl durch die Gruppen des Abs. 3

£ 22 des RKG. als auch durch che auf das

Iter bezüglichen Vorschriften des Abs. 2 des

22 des RKG. bestimmt." Nach § 22 Abs. 2

»tz 3 des RKG. wird der Zuschlag (zum KG.)

ir Kinder, die infolge körperlicher oder gei-

er Gebrechen außerstande sind, sich selbst

rhalten, gewährt, solange der Zustand

dauert und der Versicherte das Kind über¬

wiegend unterhält. Nach diesem klaren und

eindeutigen Wortlaut ist nicht erforderlich, daß

das Gebrechen bereits bei Vollendung des

15. Lebensjahres bestanden haben muß. Die

§§ 22 und 23 sind als §§ 14b und c durch das

Gesetz über Aenderung der RKG. vom 25. Juni

1926 (RGBl. I S. 291) in das RKG. aufgenom¬

men worden. Durch das Gesetz zur Aende¬

rung der RVO. und das AVG. vom gleichen

Tage (RGBl. I S. 311) hat auch der § 1291 der

RVO. im Abs. 3 Satz 3 eine gleichlautende
Vorschrift über die Gewährung des Kinder¬

zuschusses zur InvV. für gebrechliche Kinder

erhalten. Hierzu hat das RVA. in der E. 3127

(AN. 1928 S. IV 110, EuM. Bd. 22 S. 47) aus¬

gesprochen, daß der Kinderzuschuß unter den

sonstigen Voraussetzungen auch dann zu ge¬

währen ist, wenn das Gebrechen bei Voll¬

endung des 15. Lebensjahres noch nicht vor¬

handen war, sondern erst nach diesem Zeit¬

punkt eingetreten ist. Der erkennende Senat

ist dieser E. auch für die gleichbleibende Vor¬

schrift des $ 22 Abs. 2 Satz 3 des RKG. und

damit auch für die Gewährung der FH. nach

1 23 Abs. 1 Satz 1 des RKG. beigetreten

(ebenso Thielmann in Arbeiterversorgung 1929

S. 84). Auf die eingehende Begründung der

nannten E. wird verwiesen. Danach ist die

PH. gemäß § 23 des RKG. den über 15 Jahre

alten gebrechlichen Kindern auch dann zu ge¬

währen, wenn die Gebrechlichkeit erst nach

Vollendung des 15. Lebensjahres eingetreten

ist. Die Bestimmung im §47 Abs.2 der Sonder-
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Vorschriften der R.-Kn., wonach der Kinder-

/uschlag zum KG. und — vgl. § 52 Abs. 1 —

die FH. für gebrechliche Kinder nur dann ge¬

währt werden kann, wenn die Gebrechlichkeit

bei Vollendung des 15. Lebensjahres bereits

voi lag, widerspricht sonach der zwingenden
Vorschrift des Gesetzes und ist rechtsungültig.

Beitreibung absichtlich hinterzogener

unverjährter Rückstände von Invaliden-

Beiträgen nach dem Ablauf der Nach-

bringungsfristen des § 1442 RVO. und

Ihre Anrechnungsfähigkeit als vollwirk¬

same Beiträge.

Aus Anlaß eines Hilfsgesuchs eines Versicher¬

ten hat das RVA. an die zuständige LVA. ein

auch zum Abdruck in den EuM. bestimmtes

Schreiben (RVA.-Verfügung vom 13. Mai 1931

IIH 57231) gerichtet.

Wenngleich das Revisionsurteil des RVA. die

Abweisung des Invalidenrentenanspruchs des

K. habe bestätigen müssen, weil keine für die

Aufrechterhaltung der Anwartschaft aus¬

reichende Zahl von Wochenbeiträgen vorlag
(zu vgl. RVOvMitgl. Bd. IV 2. Aufl. S. 81

Abs. 4 der Anm. 4 zu § 1278), und wenngleich
nach der Angabe des K. sein bürgerlich-recht¬
licher Schadenersatzanspruch gegen die angeb¬
lich mit der Beitragsleistung in Rückstand ge¬

bliebene Firma Gustav B. in R. rechtskräftig
zu seinen Ungunsten entschieden sei, so sei

doch K. nicht gehindert, noch jetzt die Nach¬

entrichtung der etwa nicht verjährten (zu vgl.
neben $ 1442 der § 29 Abs. 1 RVO.) Ver¬

sicherungsbeiträge zu betreiben und gegebe¬
nenfalls den Antrag auf Gewährung der In¬

validenrente zu wiederholen (zu vgl. RVOvMitgl.
a. a. O. S. 81 Abs. 6).

Wenn die im Schreiben des K. vom 10. März

1931 enthaltene Angabe über eine Belegung
der Firma B. mit einer Ordnungsstrafe von

800 RM. wegen schon früherer Unterlassung
genügender Beitragsentrichtung (§ 1488 RVO.)
zutreffe, und wenn es ferner richtig sei, daß die

Firma B. dem K. zwei Jahr lang regelmäßig
die Arbeitnehmeranteile an den Versicherungs¬
beiträgen vom Lohn einbehalten, aber keine

Beiträge entrichtet habe, so spreche das aller¬

dings für ein absichtliches Hinterziehen der

Beiträge durch die Firma B. Sei das aber der

Fall, so unterliege nach § 29 Abs. 1 RVO. der

Anspruch auf die Rückstände der regelmäßigen
Verjährungsfrist von 30 Jahren (§ 195 BGB.),
so daß der Vorstand von Amts wegen die Ein¬

ziehung der rückständigen Beiträge — nötigen¬
falls im Beitragsstreitverfahren nach $ 1459

RVO. — zu verfolgen hätte (zu vgl. § 723

RVO.; RVOvMitgl. Bd. I 2. Aufl. S. 35 Anm. 1

zu I 29; Hanow, Komm. z. RVO. Bd. I 5. Aufl.

S. 111 Anm. 7 und 8). Solche eingeholten
Rückstände seien vollwirksame Beiträge auch

in Ansehung der Erfüllung der Wartezeit und

der Anwartschaftserhaltung des Versicherten

(zu vgl. E. 1307 Hf AN. 1907 S. 440). Dies

könnte dann zu dem vom Antragsteller ge¬
wünschten Erfolg, nämlich zur nachträglichen
Gewährung der Invalidenrente führen.

Entscheidungen
aus der Unfallversicherung.

RVO. § 80 Abs. 1. Liegt ein begründeter An

laß zur Einleitung eines Berufungsverfahrens
nicht vor, so wird eine Pauschgebühr jeden¬
falls dann nicht fällig, wenn sich das Ver¬

fahren auf andere Weise als durch eine E.

des OVA. erledigt. (EuM. Bd. 31 S. 89.)

RVO. § 80 Abs. 1. Pauschgebührverpflichtung
auch dann, wenn nach Einlegung der Berufung
beim VTr. dieser den Anspruch anerkannt

und die Berufung dadurch ihre Erledigung fin¬

det. (EuM. Bd. 31 S. 90.)

RVO. § 537 Abs. 1 Nr. 2. Zur Frage der Ver¬

sicherungspflicht von saisoinmäßig geführten
Gaststättenbetrieben (Schiedsstelle der BG.en).

(EuM. Bd. 31 S. 91.)

RVO. § 538 Nr. 3. Zur Auslegung der Richt¬

linien des RVA. über die UV.-Pilicht von Be¬

trieben, die elektrische Kleinmotoren verwen¬

den. Auslegung des Begriffs „Nennleistung'
(Schiedsstelle der BG.en). (EuM. Bd. 31 S. 91.)

RVO. § 545a. Unfall eines Arbeiters auf dem

kurzen Umweg von der Arbeitsstätte über die

Fahrradreparaturwerkstatt zu seiner Wohnung

entschädigungspflichtig. (EuM. Bd. 31 S. 95.)

RVO. § 545a. Unfall eines ledigen Arbeiters

auf der Heimfahrt vom Sonntagsaufenthalt bei

seinen Eltern nach seinem Beschäftigungsort
nicht entschädigungspflichtig (Bayer. LVA.).

(EuM. Bd. 31 S. 95.)

RVO. § 547. Der Grundsatz, wonach die bloße

Feststellung, daß ein Leiden Unfallfolge sei,

im Verfahren nach der RVO. unzuläsig ist.

gilt auch für das Verfahren bei Berufskrank¬

heiten. (EuM. Bd. 31 S. 97.)

RVO. § 547. Zur Auslegung des § 12 Abs. 2

der Zweiten BerufskrhV. vom 11. Februar 1929.

An die Anmeldung des Entschädigungs¬

anspruchs sind die gleichen Anforderungen
zu stellen wie an die Anmeldung nach § 1546

der RVO.; entsprechende Anwendung des

§ 1547 Abs. 1 Nr. 2 der RVO. auf Rückwir¬

kungsfälle, die nach dem 31. Dezember 192u

entstanden sind. (EuM. Bd. 31 S. 98.)

RVO. § 618a. Die in § 5 Abs. 2 der Zweiten

V. über die Abfindungen für U.-Renten vom

10. Februar 1928 vorgesehene Verfügungs¬
beschränkung erstreckt sich auch auf bereits

im Grundbuch eingetragene Rechte (KG.).
(EuM. Bd. 31 S. 110.)

RVO. § 668. Ueberweisung eines Betriebes, dei

früher überwiegend Messing, jetzt Eisendraht

und Bandeisen verarbeitet, von der Metall-BG.

zur zuständigen Eisen- und Stahl-BG. (Schieds¬
stelle der BG.en.) (EuM. Bd. 31 S. 100.)

RVO. § 697. Kürzung von Bezügen ehemaligei
bgMicher Angestellter au Grund der NV. vom

5. Juni 1931. (EuM. Bd. 31 S. 104.)

Zusammengestellt von E. Schönlein, Adlershoh

Aufgaben und Lösungen

Wegen technischer Schwierigkeiten müssen di

„Aufgaben und Lösungen" in dieser und dei

nächsten Nummer ausfallen. Die Schriftleituny

VtfMtwortliAei Schriftleiter: Jotef Aman. — Verlag des Zentralverbandes der Angestellten (Ö. \ rhan).

Drsdk: Vsrwlrti BscMrmcktrei Paul Singer & Co. - Sämtlich in Berlin.



Die Recbnunrslflhrung In der Krankenversicherung. Dritte

Auflage. Unter Mitarbeit von Bruno Geisthardt. Philipp

Hiußler und Erich Kilian herausgegeben von Helmut Leh¬

mann. Verlagsgesellsehaft deutscher Krankenkassen

m. b. H. In Berlin-Charlottenburg, Berliner Str. 137.

225 Seiten. Vorzugspreis 2,50 RM. Die Vorschriften Qber

die Rechnungsführung und Ober die Vordrucke der Kken.

sind wesentlich geändert worden. Slmtliche Kken. 'nflssen

jetzt einheitliche Vordrucke fflr ihre Buchungsarbeiten

verwenden. Mitgliederverzeichnis, Leistungskarte, Hebe¬

liste. Beitragssollbuch, um nur einiges herauszugreifen,

sind nach vorgeschriebenen Mustern zu führen. Dabei will

die vorliegende Schrift mithelfen, deren Verfasser als

Praktiker In der KV. einen guten Namen haben. DaB sie

ihre Aufgabe ernst genommen haben, zeigt schon der Um¬

fang ihres Werkes. Es enthält eine Zusammenfassung

aller ffir die Rechnungsführung wichtigen Bestimmungen.

An vielen Buchungsbeispielen wird die Durchführung der

Einheitsbuchführung und der Abschlußarbeiten erläutert

Die Muster aller au verwendenden Vordrucke sind in der

Schrift zu finden, die fflr ieden sn empfehlen ist, der

sich mit der Durchführung der KV. beschäftigt. Pur die

leitenden Angestellten der Kken. Ist sie ein unentbehr¬

licher Ratgeber.

Sammelbucb der Bescheinigungen Iber dio Endzahlen ans

der Aufrechnung der Versicherungskarten tur Angestellten*

Versicherung. Preis 50 Pf. Verlag A. W. Zickfeldt. Oster-

wieck (Harz). Neuerscheinung 1931, 24 Bescheinigungen,

16 Textseiten. — Das Sammelbuch bringt die wichtigsten

Bestimmungen des AVQ. In klarer und verständlicher

form. Weiterhin enthält das Sammelbucb Beitragsstaffel

und Rentenbeispiel, an Hand dessen sich Jeder Versicherte

das Ruhegeld nach den erworbenen Rechten leicht er¬

rechnen kann.

Die Bescheinigungen Iber die Endzahlen aus

der Aufrechnung der Versfchentngskarten zur AngV. können

in das Sammelbuch eingetragen werden. Das Büchlein

tritt somit an Stelle loser Bescheinigungen, von denen

bisher leicht eine verlorengeben konnte.

Das Versicherungsarchiv. Monatsbiätter ffir private nnd

öffentliche Versicherung. Wien I. Qonzagasse 15. Jah¬

resbezugspreis 24,— RM.

Die Zeitschrift erscheint monatlich am 15. Jeden Monats

und bringt Abhandlungen Aber alle Zweige der Versiche¬

rung. Die vorliegende Nummer vom 15. Oktober 1931

enthält verschiedene Aufsätze, die gerade für SV.-Ange¬

stellte von besonderem Interesse sind. Erwähnen möch¬

ten wir hier „Die SV. im Großherzogtum Luxemburg

und das neue Privatbeamtenversicherungsgesetz" von

Adolphe Goergen. Der Aufsatz behandelt im I. Abschnitt

die gesamten SV.-Gesetze und gibt so einen geschicht¬

lichen Ueberblick. Im 2. Abschnitt Aber die Privat¬

beamtenversicherung wird das ganze Gesetz in ausführ¬

licher Weise geschildert. Zu beachten Ist noch ein Auf¬

satz von Dr. Leo Hintze über „Das Armenwesen und die

Altersfürsorge als Bestandteile der sozialen Verwaltung".

Die Zeitschrift Ist ein geistiges Bindeglied zwischen SV.

nnd PV.

„Gesundheit", Zeitschrift fflr gesundheitliche Lebens¬

führung des berufstätigen Volkes. Herausgeber: Haupt¬
verband deutscher Krankenkassen e. V., Berlin-Char¬

lottenburg, Berliner StraSe 137. (Februar-Nummer.) —

Schneematsch zeigt das Titelbild der an den Kranken¬

kassenschaltern kostenlos verteilten Zeitschrift fflr ge¬

sundheitliche Lebensführung des berufstätigen Volkes.

Auch die Pölzen dieser Witterung werden deutlich dar¬

gestellt. Einer beginnt kräftig zu niesen, ein anderer

mußte sich schon mit schwerer Erkältung zu Bette legen«

So beschäftigt sich diese Nummer auch in ihrem ersten

Artikel mit dem Fieber.

Das INTERNATIONALE ARBEITSAMT veröffentlicht soeben:

Probleme der Arbeitslosigkeit in den

Vereinigten Staaten
Dieses Werk, von dem stellvertretenden Direktor des Amtes H. B. Butler verfaßt#
Ist das Ergebnis einer längeren Studienreise Butlers in den Vereinigten Staaten

Der Preis des 130 Seiten starken Werkes betrögt 2,40 RM. zuzuglich Port«

Ferner erscheint in den nächsten Tagen:

Probleme der Arbeitslosigkeit im Jahre
1931
Aus dem Inholt: Beziehungen zwischen der ungleichen Verteilung des

Kapitals der Welt und dar Arbeitslosigkeit, von Professor Albert Hohn.

Die Störungen des Welthandels und die Arbeitslosigkeit, von M.

Ansiaux. Bevölkerungsziffer und Arbeitslosigkeit, von LM.Hersch. Ratio«

nalisierung und Beschäftigungsgrad. Löhne und Beschöftigungsstand

Der Preis dieses Werkes, das 302 Seiten umfaßt, betrögt 6 RM. zuzuglich Porto

ZU BEZIEHEN DURCH DEN BUCHHANDEL ODER DIE ABTEILUNG FOR VERDFFENTUCHUNGEN

DES INTERNATIONALEN ARBEITSAMTS, BERLIN NW 40



Reichsversieherungsordnung meuaunae*)

Vollständige Textausgebe nech dem neuesten Stande der Gesetzgebung. Ganzleinen.

Taschenformat. Preis der Neuauflage 1,50 BM. Ladenpreis 1,65 PM.

Reichsversorgungsgesetz

Nebst Durchführungsvorschriften Mit Altrentnergesetz, KriegspersonenschAdengesetz und

Verfahrensgesetz Statt 1,50 RM. jetzt 135 BM., Ladenpreis 1,60 PM.

Die Rechnungsführung In der Kranken-

Versicherung (Neuauflage)

Die Schrift enthält die geänderten Vorschriften über die Rechnungsführung der Kranken

kassen. Die amtlichen Vordrucke für die Buchführung sind abgedruckt und erlAutert.

Durch zahlreiche Beispiele aus der Praxis wird die Durchführung der neuen Bestimmungen

sehr erleichtert Preis der Neuauflage 2,5Q BM

Bericht der 1. Vertreterversammlung

des IMranive_riMMM_.es deutscher Krankenkatsen e. V. In Mains

Wortgetreue Wiedergabe der gesamten Verhandlungen. Die Krankenversicherung in der

Wirtschaftskrise, von Ministerialdirektor Dr. Grieser. Die Auswirkungen der Not

Verordnung, von Helmut Lehmann. Geschäftsbericht des Hauptverbandes deutscher

Krankenkassen, von Frilz Bohlmann.

Broschiert 0.90 BM

Vereinfachte doppelte Buchführung für

die Krankenkassen

Von August Heil mann. Die Doppelbuchhalfung ist für die Krankenkassen amtlich

zugelassen. Das vorliegende Buch enthalt eine ausgezeichnete Darstellung über die Ver¬

wendung dieses Systems in der Krankenversicherung.
Gebunden statt 7,00 BM. jetzt 6,30 BM

Kartoniert statt 6,00 RM. jetzt 5,40 BM

Aerzte und Krankenkassen ». Aufia«e>

Ausführliche Darstellung des gesamten Kassenarztrechts nach dem neuesten Stande

(erscheint evtl. auch In Loser-Blatt-Ausgebe).
Preis . 6.00 BM.
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IN VORBEREITUNG:

Lose »Blatt-Bücher mH auswechselbaren Mattem

„Handbuch dts Krankenversictterungsrecttls"

3K. Verlagsgesellsehaft
deutscher Krankenkassen mbH.

Berlin-Charloffenbur$, Berliner Straße 157


